
Frau Weituschat nimmt ab 17.38 Uhr an der Sitzung teil. 
 
Oberbürgermeister Unterlehberg und Herr Wüpper beantworten einige Nachfragen von 
Ausschussmitgliedern. 
 
Ratsherr Hahn stellt den Antrag, folgenden Teil der Begründung als Antragstext zu übernehmen: 
 
“Der Entgelterhöhung im Rahmen der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung vom 14.05.2001 
zwischen dem Kreis Rendsburg-Eckernförde, dem Kreis Plön und der Stadt Neumünster über 
die Zusammenarbeit bei der Erfüllung der Abfallentsorgungspflicht ab dem 01.06.2005 wird 
unter folgenden Bedingungen zugestimmt: 
 

a) Die Kreise Rendsburg-Eckernförde und Plön erkennen ihrerseits die Mehrkosten 
für die Behandlung der OFF in vollem Umfang an. 

b) Mehrkosten werden lediglich in der tatsächlich anfallenden und nachgewiesenen 
Höhe für die Behandlung der OFF aus den Kreisen Rendsburg-Eckernförde und 
Plön sowie der Stadt Neumünster bis zur Höhe von 3,95 € zzgl. Der gesetzlichen 
Umsatzsteuer je Mg anerkannt. 

c) Realisierte Erträge auf Grund von Schadensersatzzahlungen der Umweltschutz 
Nord GmbH & Co. KG sowie ein Entgeltbetrag für die Einziehung der 
Gesellschaftsanteile der UNK GmbH & Co., wobei für die Berechnung der 
seinerzeit von der SWN an die UNK gezahlte Preis zugrunde gelegt wird, 
abzüglich des Entschädigungsbetrages, der von der MBA Neumünster GmbH an 
den Insolvenzverwalter der UNK zu zahlen sei, werden den Mehrkosten der OFF 
gegengerechnet. 

d) Sollten die Mehrkosten für die Behandlung der OFF nicht im Konsens zwischen 
der MBA Neumünster GmbH und der AWR GmbH festzustellen sein, erklärt sich 
die MBA Neumünster GmbH bereit, das Ergebnis eines dann durchzuführenden 
Schiedsgerichtsverfahrens anzuerkennen. 

e) In der Umsetzung des Geistes der Kooperationsvereinbarung erklären sich die 
Kooperationspartner Kreis Rendsburg-Eckernförde , Kreis Plön und Stadt 
Neumünster jetzt und in Zukunft bereit, Dinge, die den gemeinsamen Interessen 
der Partner entgegenstehen könnten, vor einer endgültigen Beschlussfassung mit 
den anderen Vertragspartnern abzustimmen.” 

 
 
 
 Der Ausschuss stimmt dem Änderungsantrag einstimmig zu. 
 
 


